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Medieninformation 
 

Wohnen für Alle – Welche Reformen des Mietrechts sowie anderer 

Organisations- und Förderformate empfehlen sich? 

 
Abteilung Zivil- und Sozialrecht: Aus den Diskussionen am Mittwoch 

 

Grundlage der Referate waren das Gutachten von Prof. Dr. Markus Artz, 

Bielefeld, und Prof. Dr. Arnold Lehmann-Richter, Berlin, sowie die Referate von 

Richter am BSG Dr. Björn Harich, Kassel, Prof. Dr. Steffen Sebastian, 

Regensburg, und Amtsleiterin Katharina Wagner, Frankfurt a.M. 

 

Erfurt, den 16.09.2026 – Vertreter aus Justiz, Anwaltschaft, 

Wissenschaft und von Vermieterverbänden sehen Chancen für eine 

Verbesserung der Wohnraumversorgung vor allem in der Förderung 

gemeinwohlorientierter Akteure. 

 

Prof. Dr. Florian Rödl, Berlin, argumentiert aus privatrechtlicher 

Perspektive, dass das Angebot an Wohnraum „essenziell begrenzt“ sei, 

während die Nachfrage stabil bleibe. Ökonomisch entspreche das der 

Situation eines Kartells. Ohne Mietpreisobergrenzen bleibe die 

ortsübliche Vergleichsmiete das einzige Korrektiv; sie sei kein 

Kompromiss, sondern schlicht der Marktpreis. Rödl plädiert dafür, bei 

der ortsüblichen Vergleichsmiete auf alle Bestandsmieten 

zurückzugreifen. 

 

Elmar Streyl vom Deutschen Mietgerichtstag widerspricht Rödl: Eine 

Regulierung, die gegen die „innere Haltung“ der Vermietenden laufe, 

werde am Ende umgangen. Sein Appell ist, dass man miteinander reden 

müsse – und zwar mit Offenheit.  
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Rainer Tietzsch, Rechtsanwalt aus Berlin, stimmt Prof. Sebastian in der 

Forderung nach einer soliden empirischen Grundlage der Regulierung 

ausdrücklich zu und bekräftigt ebenso deutlich seine Zustimmung zu 

Artz in der Frage der Konsistenz des Mietrechts.  

 

Karol Felsner, Rechtsanwältin aus Berlin, fordert niedrige Mieten für 

alle. Das Mietrecht müsse nicht sozial treffsicher sein. Niedrige Mieten 

kämen der gesamten Binnennachfrage und der Kaufkraft zugute. 

Schlechte Wohnverhältnisse dagegen schwächten die 

Arbeitsproduktivität. Sie spricht sich dafür aus, aus dem  

Sondervermögen für Infrastruktur langfristig in 

gemeinwohlorientierten Wohnraum zu investieren und stimmt 

Katharina Wagner zu, dass man das Konzept der Kostenmiete in 

Erwägung ziehen sollte.  

 

Prof. Sebastian warnt vor den Folgen einer reinen Preisregulierung: 

Wenn der Preis für alle niedrig gehalten werde, müsse letztlich auch 

die Menge und der Preis staatlich festgesetzt werden – das wäre ein 

Systemwechsel in Richtung Planwirtschaft. Werde der Preis begrenzt, 

werde Knappheit zwangsläufig zum Problem. Er spricht sich für eine 

„geschickte Regulierung“ anstelle einer reinen Marktlösung aus.  

 

Dr. Ulrike Kirchhoff von Haus und Grund Bayern betont, dass 

Umgehungsmöglichkeiten vor allem böswilligen Akteuren nützten und 

sich die meisten Vermietenden an die Regeln hielten. Es sei 

entscheidend, dass das Mietrecht praktisch anwendbar bleibt: 

Kündigungen und Mieterhöhungen ließen sich ohne rechtliche 

Unterstützung kaum umsetzen. Das erzeuge erhebliche Unsicherheit. 

Investitionen von Kleinvermietern ließen sich über Mieterhöhungen 

allein nicht finanzieren. 
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Dr. Felix Silomon-Pflug aus dem Amt für Wohnungswesen der Stadt 

Frankfurt am Main gibt zu bedenken, dass es für die präventive 

Wirkung der Mietpreisbremse keine belastbare empirische Evidenz 

gebe. Die Motivation der Mietpreisbildung sei nämlich vielschichtig.  

 

Undine Christian von der FU Berlin betont, dass insbesondere der 

Kündigungsschutz die räumliche Persönlichkeitsentfaltung der 

Mietenden absichere und eine zwingende Antwort auf den 

Vertragszweck sei. Sie spricht sich für eine weitere Anwendung des 

sozialen Mietrechts aus.  Eine Umsetzungskündigung lehnt sie 

aufgrund von verfassungsrechtlichen Bedenken ab. 

 

Die Diskussionen werden am 17.09.2026 fortgesetzt. 


